
Kleine Anfrage
der Abgeordneten Jan Korte, Dr. Petra Sitte, Friedrich Straetmanns, Doris 
Achelwilm, Simone Barrientos, Dr. Birke Bull-Bischoff, Anke Domscheit-Berg, 
Brigitte Freihold, Nicole Gohlke, Norbert Müller (Potsdam), Sören Pellmann, 
Katrin Werner, Sabine Zimmermann (Zwickau) und der Fraktion DIE LINKE.

Einflussnahme von Interessenvertreterinnen und Interessenvertretern auf den 
Gesetzentwurf der Bundesregierung – Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung von 
Kindern und Jugendlichen (Kinder- und Jugendstärkungsgesetz – KJSG) 
(Bundesratsdrucksache 5/21)

Die Einflussnahme von Interessenvertreterinnen und Interessenvertretern auf 
den Inhalt eines Gesetzentwurfs geschieht nicht nur im Deutschen Bundestag. 
Sondern sie vollzieht sich auch bei der Bundesregierung, etwa in den einzelnen 
Bundesministerien. Dort haben schon in den Beteiligungs- und Anhörungsver-
fahren gemäß den Vorschriften der Gemeinsamen Geschäftsordnung der 
Bundesministerien (GGO), aber auch darüber hinaus Verbände und sonstige 
Personen außerhalb der Bundesregierung als Interessenvertreterinnen und Inte-
ressenvertreter (im weiteren Text: externe Dritte) Möglichkeiten der Beeinflus-
sung des Inhalts der gesetzlichen Regelungsvorschläge.
Grundsätzlich sind der Austausch der Bundesregierung mit externen Dritten 
und die Kenntnis, Abwägung und ggf. Berücksichtigung der im Laufe der Er-
stellung von Gesetzentwürfen geäußerten Stellungnahmen und enthaltenen al-
ternativen Formulierungen nicht falsch, sondern ganz im Gegenteil: Das ist so-
gar wichtig. Die Bundesregierung kann und soll sich mit den in der Gesell-
schaft vorhandenen Auffassungen, Positionen und Interessen auseinandersetzen 
und diese im Rahmen der Erstellung von Gesetzentwürfen als Initiativberech-
tigte im Sinne des Artikels 76 Absatz 1 des Grundgesetzes (GG) ggf. berück-
sichtigen.
Dies muss nur für den Deutschen Bundestag als Gesetzgebungsorgan und nicht 
zuletzt auch für die Öffentlichkeit ersichtlich sein. „Die parlamentarische De-
mokratie basiert auf dem Vertrauen des Volkes; Vertrauen ohne Transparenz, 
die erlaubt zu verfolgen, was politisch geschieht, ist nicht möglich.“ (BVerfGE 
40, 296 (327)). Darüber hinaus sollten die unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Positionen nach Auffassung der Fragestellerinnen und Fragesteller grundsätz-
lich gleiches Gehör bei der Bundesregierung finden.
Ergänzend zu den Kleinen Anfragen auf den Bundestagdrucksachen 19/25465 
sowie 19/26356 haben die Fragestellerinnen und Fragesteller weitere Fragen zu 
dem Gesetzentwurf.
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Wir fragen die Bundesregierung:
1. Welche vereinbarten dienstlichen Kontakte (alle nicht bloß zufälligen oder 

privaten Gespräche und Treffen bei Veranstaltungen, Sitzungen, Beratun-
gen, Dienstreisen etc.) von Mitgliedern und/oder Vertreterinnen und Vertre-
tern der Bundesregierung (einschließlich Bundeskanzleramt) oder der 
Bundesministerien mit externen Dritten haben im Zusammenhang mit dem 
im Titel der Kleinen Anfrage genannten Gesetzesvorhaben mit welchem Er-
gebnis bezogen auf den Regelungsinhalt des Gesetzentwurfs stattgefunden 
(bitte tabellarisch mit Datum, Ort, teilnehmenden Personen, für die Teil-
nehmenden des zuständigen federführenden Fachreferates ggf. mit anony-
misierter Angabe, aufführen)?

2. Wann wurde ggf. die Unterrichtung gemäß § 48 Absatz 1 und 2 GGO je-
weils durchgeführt?

Berlin, den 16. April 2021

Amira Mohamed Ali, Dr. Dietmar Bartsch und Fraktion
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